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27 .JahrgangWien,Freitag,den26 .Jänner1921.
VerkaufvonPflichtlieferungsäpfel.DasBundesministeriumfürVolks-¬
ernährunghat verfügt ,dasseinebestimmteMengederausSteiermark
zurAusfuhrgelangendenAepfelsendungenzueinemermässigtenPreise
fürdenWienerMarktbedarfabzuliefernist .DiesePflichtsliefenngs-¬
äpfelkommenturnusweiseaufdenMärktenzumDetailpreisevon18K
pro7kgzumVerkaufeuadwerdendieStände,beidenenjeweilsder
Verkaufstattfindet ,aufdenAmtstafelnundsonstigenAnkündigungs-¬
plätzenderMärkteersichtlichgemacht.

ändertenTarifefürdasKühllagerhaus,und sagtdieErhöhungenMassnahmenper304MillionenergebensohineineGesamtsumme
seienderartberechnet ,daßbloßdieMehrausgabendiedurchdievon815MillionenKronenjöhrlich .DerReferentgbtder
SteigerungderBetriebskostenverursachtwurden,hereingebrachtwer -HoffnungAusdruck,dassderangenommeneFrequentrückgangange-

WIENERGEMEINDERAT.
Sitzung,vom28 .Jänner1921.

Bgm.ReumanneröffnetdieSitzung.
Gespendethaben:JakobKarlen,LoosAngeles,Kalifornien,zum

AnkaufevonKleidernfürarmeWienerKinder17.070K.
DasDeutschösterreichischeHilfskomitee,Saattle,zurVertei-¬

lunganNotleidende13. 333K.
LouisHolweg,Indianopolis,alsNotstandsspende49,50Dollar.
DieBrynMawrGemeinschaftskircheinChicago,zurUnterstützungderArmenWiens15Dollar.
DusAtachiusGörlich,SalvatorianerpriesterinSt .Wazianz,Nord

merikafürdieBürgerschule. ,Antonsplatz12,10. 110K.
DirektorJuliusMaschek,Neu- UlmfürWienerKinder. 500K.
TheodorKlutmann,Köln,fürdienotleidendeWienerBevölkerng

WegederNeuenFreienPresseIII .österr .Kriegsanleihe2000K.
DieSchriftleitungdes„Abend"durchHerrnamtsführendenStR.

r .TandlerzurBeteilungbedürftigerPfleglingedesAsyl-undWerk¬
auses . 500K

MathiasRamsauer,WienXVII..fürdieArmendes17.Bezirkes
00K.

JohannFranzl,WienXIII. ,fürAmmedes13 .Bezirkesundfür
nvalideje 1000K.

DerHerzogvonCumberlandfürdieArmenvonPenzing200K.
AnlässlichderZiviltrauungfürdieArmenWien:AlexanderEl-¬

er ,Direktor,II ,1000K,JuliusGeiringer,DirektorVI. ,Thomas
hillaume ,. ,undDr .WalterGühther ,. ,je 500K,

PaulGoldenberg,II . ,200K ,DamianMolik , . ,100K.
HalfdanHelle ,Bergen,Norwegen,2KistenverschiedenerLebens-¬

ittel fürdasVIII .städtischeWaisenhausder ordentlichenTagesordnung
Die Geschäftsstücke3 bis einschliesslich 9/werdenvomBürger-¬

eister ,dakeineWortmeldungvorliegt ,als angenommenerklärt .
VE.EmmerlingberichtetüberdenNachsagzumGebührentzøife

r dieLagerhäuserde .StadtWienvom15Ntvember1920unddiege-

denkönnen .Essei aberkeineVeranlassungvorhanden,dåeGebühren
sozustellen ,daßausdenGeldernderallgemeinenVerwaltungdas
Lagerhauserhaltenwerde .EinebesondereBelastungliegeindiesen
Tariferhöhungen nicht und wennmanin Betracht ziehe ,dassviele

WarenfürausländischeFormeneingelagertseien,werdemandieBe-¬
rechtigungderErhöhungenerkennen

GR.Feldmann(Deutschnational )richtetandenReferentendie
Anfrage ,nachwelchenGrundsätzendie GruppeneinteilungderWaren
erfolgtsei ,undregtan ,daßbeinächsterGelegenheiteineRevi¬
sion dahingehendvorgenommenwerde ,daßdie gleichartigenWaren

sichts der jetzt für das UnternehmengünstigeJahreszeit
nichtganzsogrossseinwerdewieheiderletztenTariferhö-¬

hung ,derenErfahrungendieDirektionnatrugemässbeiderKal-¬
kulierung berücksichtigen musste ,so dass also die Mehrein - ¬

nahmendieveranschlagten564Millionenetwasübersteigen
werden.Esbleibenjedochzweifellosbedeutendmehrals200
MillionenBetriebsabgang.Hiebeiist nochnichtberücksichtigt,
dassdieStrassenbahnendenStromvondenElektrizitätswerken
zumPreisevon . 20perKilowattstunden,also weitunterdenGe-¬
stehungskosten ,bezeihenunddie Elektrizitätswerkehiebei200

unter gleichartigen Tarifen eingeteilt werden .Es können sich sonst Millioen jährlich daraufzahlen .Bei Besprechung dsVertrages

Streitigkeitenentwickeln. bezüglichder Fuhrwerksbetriebeerwähntder Referentydass
VB.EmmerlingstimmtdenAusführungendesGR.Feldmannbeiunddassognannte„Stierln “indenAbfällen,mitwelchensichbisher

erklärt sich bereit dafür Sorge zu tragen ,daß eine sinngemäßeAuf -die Bediensteten befassten ,verboten ist ,Bei derstädtischen

teilungderWasenvorgenommenwerde.ErseidafürdieAnregungdes
KollegenFeldmannderLagerhausdirektionzurBerücksichtigungzu
überweisen.DieAnträgedesBerichterstatterswerdensodannange-¬

nommen
DieweiterenReferatedesVB.Emmerling,PostNr. 2,3,4und5desI .NachtrageswerdenohneDebattegenehmigt.

STR.Speiser(soz. -dem. )erstattetzusammenfassendo
nenBerichtüber6 KollektivverträgemitdenVertreternder
einzelnenArbeitergruppenderstädtischenUnternehmungenver-¬
einbartwordensind ,. zw.mitdemVerbandederArbeiterschaft
der chemischenIndustrieOesterreichsbezüglichderGaswerke,
mitdenArbeiternderEletrizitätswerkeunddesUeberlandkraft -¬
werkesEbenfurht ,mit der Arbeitennder GewerkschaftZilling -¬
dorf ,derStrassenbahnenundKraftstellwagenunternehmung,dem
Fuhrwerksbetriebfür StrassenpflegeunddenBedienstetender
städtischenLeichenbestattung .AusdenArbeitsverträgener-¬
gebensichneueLohnerhöhungen,die denTeuerungsverhältnissen
derZeitangepasstwordensind .DerReferentbetont ,dass
dieseErhöhungensichin mässigenGrenzenbewegenEsseige-¬
lungen,wenigstensOgrossenstädtischenUnternehnungenziem-¬
lichähnlicheEntlohnungsverhältnisseherbeizuführen.Beiden
ElektrizitätswerkenergibtsicheinMehrerfordernisvon82. 1
MillionenKronenjährlich ,bei Zillingdorf27Millionen ,bei
denStrassenbahnen304Millionen,beiderKraftstellwagenunter-¬
nahmung6Millionen,beimFuhrwerksbetrieb. 9Millionen,beim
Lastfuhrwerksbetrieb. 6MillionenundbeiderLeichenbestat-¬
tung6 5MillionnenMehrerfordernis BeidenStrassenbahnenmafür Haterialien ,ete¬
chendie Erhöhungenjährlich 511MillionenKronenaus .Die- ¬
serzubedeckendeBetragunddasMehrerfordernsfürdiejetzige

LeichenbestattunggemässdemneuenArbeitsvertragedasTrinkgel-¬
derwesenabgeschafftwurden.DerReferentbittetschliesslich
umAnnahmederAnträge .GR.Vaugoin(chr. soz.)führtBeschwerdedarüber,dassbeiden
VerhandlungenüberdieabzuschliessendenKollektivverträgedieVers
ter derMinderheitsorganisattonendiesenmiahtzugezogenwurdenund
dassauchdieMisoritätimGemeinderateerstinderGemeinderatssit-¬
zungvondenKollektivverträgenKenntniserhielt .

DerKollektivvertragderStrassenbahnerbeinhalteeine250%ige
ErhöhungderTeuerungszulage ,wasimJahre304MillionenKronenaus-¬
nache .DerMehrbetragmache266MillionenKronenaus ,so dassdie
Steuer40MillionenKronen . i .1/6 der Erhöhung ,ausmachewaszu
hocherscheinenmuss .BeiderVerhandlungüberdieFahrpreiserhösung
sei einevielgrössereSummenämlich507MillionenKronengenannt
worden,dieGesamtsummewurdemit1018MillionenKronenangegeben,
währendheute815MiklionenKronengenanntwerden.Damalsseien

Mehrkostenvonmehrals einer Milliarde angegebenwordenundheute
werdegesagt ,dasses mur815MillionenKronenseien .Einesolche
BerechnungsteheeinziginderBudgetierungderGemeindeWienda.berisitEswurdeauchmitgeteilt ,dassdas von815Millienensich
aus 500 Millionen KronenDefizit aus demJahre 1920und 507Milltoner
KronenausdemJahre1921sichergeben ,wobeisichletztereSumme
ergebeausdenMehrforderungender Angestellten .Die511Millionen
Kronensollensichzusammensetzenaus247MillionenKronenfürdie
ErhöhungdergleitendenZulage ,31MillionenKronenals Nachtragfür
die gleitende Zulage1920 ,43 MillionenKronenfür die Erhöhungder
Beamtengehälter,100MillionenKronenfür die voraussichtlicheEr-¬
höhungderMaterialpreiseund90MillionenKronenfürdievoraus-¬
sichtlicheErhöhungderGoldzinsen.AuchdieseZiffernstimmennicht
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Von der Strassenbahng Ab Sonntag ,den 30 . . M.sind die Strecken - ¬
karten auch an Sonntagen giltig .

. C

NachtragReferat Speiser :DasMehrerfordernisbeimGaswerkbe¬
trägt jährlich 145 Millienen Kronen .

*
Die Kollektivvertröge sprechen dafür ,dass Ihre Mehraus¬

gaben nicht so gross sein werden Wie Sie angeben .Sie nehmendem
Bediensteten die sogenanntenEinziehtouren und dieNachtmahlpausen
weg und wenn Sie diese 20 Minuten multiplizieren ,werden Siedarauf

kommen ,dass Sie eine hübsche Millionensumme an Dienstzeit ersparen

die die 304 Millionen um 40 bis 50 Millionen herabdrücken .Die

Arbeitszeit bei den städtischen Strassenbahnenentsprichtnicht
den gesezlichen Ahforderungen .Gesetzlich ist der Achtstundentag
festgelegt und unsere Regierung setzt sich ein demWhasingtoner

Uebereinkommenbezüglich der Arbeiterschutzgesetze beizutrete
durch die der Achtstundentagfur 10 Jahre unabänderlichseinwird ,
aber für Sie ister schon abänderlich gewesen .Es ist bei der Stras - ¬

sebahn zur Regel geworden ,dass die Leute täglich 2Ueberstunden
machen ,was ganz ungesetzlich ist .

Ich weiss nicht ob es angebracht ist ,so tief einschneidene
Abänderungeneines Kollektivvertrages anzunehmen ,ohne dåsVer- ¬
treter der Minoritätsgewerkschaften oder der Mi prität imGemeinde
rate beranzuziehen .Der Kollektivvertrag bietet den Strassenbahnern

eine Erhöhung von zirka 1400 Kronen monatlich .Sie bieten also kein

bedeutende Erhöhung ,wohl aber haben Sie es verstanden ,die ge - ¬
ringfügige Erhöhung für die Angestellten zu einer bedeutenden Er - ¬

höhung der Fahrpreise zu benützen .

Der Kollektivvertrag für Elektrizitäts - undGasarbeiter
bl ' eibthinter den Kollektivverträgen der Metallarbeiter zurück .
Dies ist teilwe se begründet ,weil die städtischen Arbeiter andere

Benefizien gen ssen wie diePrivatarbeiter .
BemmKoll ktivvertrag betreffend die städtische Leichenbestat - ¬

tung haben Sie einen neuen Anhangdazugegeben ,. s .Prämien ,eigent - ¬
lich Akkordsätze für möglichst rasche BegrabanderLeichen .

Es ist allerdings bemängeltworden ,dass sich durchdasTrink-¬
gelderwesen die Gelder zulange beim Grabe aufhalten ,aber ich

glaube zum Abschaffen des Trinkgeldes wäre eine ordentliche Bæah¬
lung und ein entsprechendes Verbot geeigneter .Genaubetrachtet
mussmansagen ,dass ein Akkordsystemin diesemBelangezuPietät - ¬
losigkeit führen kann .

Beim Kollektivvertrage für die Bergarbeiter in Zillingsdorfer
Braunkohlenbergwerk ,spricht sich der Redner gegen das zugrosse
Kohlendeputatvon 9 Meterzentnerpro Monataus ,Es wärebesser ,
die Arbeiter ordentlich zu bezahlen und ihnen nur sotiel
Kohlezuzuweisenwiesie zumeigenenGebrauchetatsächlichbei -

tigen .Rednerschliesst :AusdenBerechnungen,de ich susden
Strassenbahnerkollektivvertragegemchthabe ,ergibtsichklar
unddeutlich ,dasses nicht angeht ,der Bevölkerungzusagen,
wir wollen aus den städtischen Unternehmungenkeinen Gewinnher - ¬
ausziehen ,wir müssendie Erhöhungendurchführen ,umunser
Defizitzudecken .ImUebrigenwerdenwirfür dieKollektiv-¬
verträgestimmen .

GR .Häider ( ohrsoz . )bemängelt ,/dass die Vertreter deMinder

heitsgewerkschaft nicht zu den Verhandlungen über die Kollektiv¬

verträge beigezogen werden ,obwohl sie ,wie die Wahlen in die Per
sonalvertretung bei der Strassenbahn beweisen ,das Recht hiezu für

sich hätten .
Bei der Bemessungder Teuerungszulage in denKollektivverträ¬

genkritisiert Redner ,dass diese ZulagedenStrassenbahnenmit
250 %bemessen wird ,wogegen sie den Angestellten der Stellwagen

nur mit 230 %in Rechnung gebracht wird ,Es müsse dagegenBedenken
erhoben werden ,dass man sich bei der Gewährung der Teuerungszu
lage ,die doch der Not steuern soll ,auf den Standpunkt des Lei¬

stungsprinzipes gestellt habe und dass mandasAlimentationsprin -¬
zip ganz ausser Acht lasse .Es wird kein Unterschied genacht ,ob

der Angestellte eins ,zwei ,acht oder neun Kinder habe ,jeder be¬

kommt die glemmae Teuerungszulage .Diese Massnahme müsse als unsos
zial bezeichnet werden .Weiter müsse bemängelt werden ,dass inder
Behandlungder gelernten und ungelernten Arbeiter keinUnterschied
gemacht wird .Und wenn ein Unterschied gemacht wird ,dann ein sol - ¬
cher ,dass der gelernte Arbeiter noch schlechter behandelt wird ,

als der Hilfsarbeiter .Nach diesem System müsse sich wohljeder

Arbeiter denken ,dass er ein dummerKerl ist ,wenner sich jahre - ¬
lang plagt ,etwas zu erlernen ,umdann im städtischen Dienst auf
die gleiche Stufe mit demHilfsarbeiter gestellt zu werden .Inden
Vorlagen werden aber auch ünterschiede bei der Bezahlung derPro - ¬
fessionisten ,die die gleiche Irbeit leisten ;ein Professionist
des Gaswerkes sei doch ebenso berechtigt ,dieselben Ansprüchezu

stellen ,wie ein Professionist des Elektrizitätswerkes -Auchdürfe

es nicht geschehen ,wie es die Vorlage ausspricht ,dass der pro¬

fissionelle Hilfsarbeiter demHilfsarbeiter untergeordnetwird .
Wenn ein ungelernter Arbeiter im Elektrizitätswerk 14 Kronen Stun - ¬

denlohn bekommt ,so ist das nicht einzusehen ,warum derselbe Ar - ¬
beiter im Gaswerk nur 12 Kronen erhält .Selche Unterschiede in der

gleichen Arbeitsleistung dürfen nicht gemacht werden .Die weibli¬
chen Arbeitskräfte werden in der Vorlage stifmütterlich behandelt
Kritie siert müsse auch werden ,dass die weiblichenArbeitskräfte
im Gaswerkein jedem Lebensalter 8 K pro Stunde bekommenunddass
die weiblichen Arbeiter im Elektrizitätswerk 6 K unter 18 Jahren

und 8 K über 18 Jahre bekommen .Solche Unterschiede dürfen nicht

gemachtwerden .
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Fleckfiebererkrankungen bei einer Zugereisten Artistengrurle .
Mitte Jänner kamaus riest eine Artistengesellschaft von

ungefähr 30 Personen nach Wien .Diese esllschaft stammt aus

Güdrussland und ist nax dmmZusammenbruchder Wrangelarmeeüber

Konstantinopel nach Wiengekommenund hat zunächst beiFreunden
undBekanntenUerkunftgefundenundspäter in einemHotelund
iPrivatwohnu en in der Leopodstadt gewohnt -Amgestrigen Tage

lief nuneine Anzeigeauf Fleckfieberverdachtbei einemMit¬
gliede dieser Truppeein .Die vomGesundheitsamteder StadtWien

ergabensofort durdgeführtenErhebungen die Richtigkeitdieser
Disghose ,Bis heute sind 6 Mitglieder dieser Artistengesellsch aft

erkrankt .und bei liegt derunzweifelhaftan Fleckfieber/5Personen, Ver - ¬

dachtauf diese Erkrankung
nahe .DieErkranktenwurdensämtlich in dasInfektionsspital ,
die Krankheitsverdächtigen in die Absonderungsanstalt derGemeind
ien in Favoriten befördert .Die Desinfektion der Quartierewurde
ofort energisch durchgeführt Weitere Nachforschungen wegenVer - ¬

breitung der Arankheit sind im Zuge - .Diebisherigen
Erkrankten und Krankheitsverdächtigen sind alle Mitglie derder
bereits erwähntenArtistentruppe .Vonder WienerBevölkerungist
bisher niemanderkrankt ,und es ist wohl zu erwarten ,dasseine
sundheitsschädigungnichteintritt .

machenunddass Manetzt sogar Sonntagsarbeitvonihnenverlange ,
ohnedassihnenein Frsatzruhetageingeräumtwordenwäre.

In der vergangenenWochehabedie PersonalvertretungeinerStan¬
desgruppe gebeten ,dass wenigstens durch 2 Wochen mit denUeber¬

studen ausgesetzt werde ,Sies wurdeversprochen ,doch wurdenach
4 Tagen neuerlich mit den Ueberstunden begonnen .DieBehandlung

der Beamtenschaft sei überhaupt sehr sonderbar .EinemBeaten
der ordnungsmässigumeinen Karenzurlautansuchte ,sei mitUmgeheun
derPersonalkommissioneineZuschriftzugekommen,derHerrBürger-¬

meister habe sich nicht bestimmtgefunden ,demAnsuchenFolgezu
geben .Wozuhaben wir ,sagt Redner ,eine Dienstordnung ,wennsich

der Herr Bürgermeisterselbst darüter hinwegsetzt ,Sehuldtraend
ist dabei vielleicht aber weniger der Herr Bürgerm ter als der

Direktor oder der Personalreferent .Sodannkommtder Hednerneu¬
erlich auf die Vorfälle bei der Fersonal üche in Simmeringzu
sprechenundstellt neuerlich denAntrag ,dass aus demGemeinde¬
rate eine Untersuchungskommission ,bestehendaus Mitgliedernaller
Parteien eingesetzt werde ,die die Wartschaft in derFersonalküche
in Simmeringzu untersuchenundim GemeindrateBericht zuerstatten

habe .
SchliesslichsagtderRednervoreinigerZeithabederKlubder
christlichsozialenGemeinderätein offiziellerFormbeimHerrn
Bürgermeisterüber eine Reihe von UebelständenBeschwerdeerholen

GRinGabieleWalter( christl . -soz. )erklärt,dassdieWünscheund
Forderungender Arbeiterinnenin den vorliegendenVerträgengar
nicht berücksichtigt wurde .Dagegenmüsseim NamenderFrauen - Organ
sationenchristlicherWeltanschauungentschiedenVerwahrungeingele
werden -Beider Bemessungder Löhnesinddie Frauenüberallgegen
die Männerzurückgesetztworden .SolcheUnterschiedewerdenselst
dert gemacht ,woMännerundFrauenganzdenselbenDienstzuversehe
haben .Beispielsweise beziehe ein männlicher Telephonist 12Kronen
Stundenlohn ,einweiblicherhingegennur7 Kronen,einDienersei
ue 100Kronenbesser gestellt als eine Dienerin .DieseZurücksetzung
der Frautrete in allen Kollektivverträgenzutage ,dieFrauenarbeit
wirdgeringereingeschätztals dieMännerarbeit.WenndieMehrheit

diesenGrundsatzdermitihrerstets betontenGleichberechtigung
der Geschlechterin krassemWiderspruchesteht ,weiterhinbefolgt ,

dannerziehewiedie Frauenzu Lohndrückerinenin denBetrieben,
untergrate i eArbeitsfreudigkeit unddadurchzeige sich dieMajo¬
rität seltst als AusbeuterinweiblicherArbeitskraft .Mitdiesem
UnhaltbarenPrinzip müssegebrahenwerden .

GR .Untermüller :führt darüberBeschwerde ,dass bei denstädt .
ektrizitätswerkende Beamtentrotz seiner seimerzeitigenVorstel-¬

lungen noch immergeranlasst werden ,täglich 3 Ueberstundenzu

Hiebeiseiendie HerrenVize-BürgermeisterEmmerlingundSTR.
Speiseranwesendgewesen.EswurdennurFällevorgetragen,die
gannkonkretundkontrollierbarwaren ,undderHerrBürgermeister
habe erklärt ,dass die Fälle genauüberprüft und das Ergebnisbe - ¬
kanntgegebenwerdenwerde.VoreinigerZeitseidemKlubwohl
eine Antwortzugekommen,diese nehemes aber mit der Wahrheitnicht

genau .Redner erhebe daher gegen diese Antwort schärfsten Frotest ,

undverwahresichgegendieArtwieGemeiideräteBehandeltwerden.
GR .Waldsam( chr . soz. )fragt ,warumeinvonihmimAusschuss

angenommenerAntrag betreffend die BemessungderQuartiergelder
nichtin denFollektivvertragaufgenommenwurde .Erregtweiteran .
dersogenanntenSpätschichteimElektrizitätswerkdieStrassenbahn-¬
kosten mit täglich 5 K zuvergüten ,

GR .Doppler( chr . soz . )führt Beschwerdedarüber ,dassdieVer-¬
treter der christlichsozialen Gewerkschaftnicht zu denVerhandlun- ¬
genüberdieKollektivverträgezugezogenwurden.Dieshabeseinen
Grunddarin ,dassmansichbefleissedieBetriebenichtzurRuhe
kommenzulassen ,sonderndassmanin ihnenimmerdieParteipolitik
spielenlassenwill .Diesist jetztvielleichtvordembevorstehen-¬
den Wahlenin die Arbeiterkammernbegreiflich ,dochmüssesichdie
Mehrheitdamitabfinden ,dassdiesmalreineWahlengemachtwerden
müssen.RednerführtBeschwerdedarüber ,wiederFersonalabbaubei
derLeichenbestattunvorsachgeheundsagt ,dasses nichtangehe,
dassmanAngestelltenacheinemdreitägigenUrlaubentlassenwolle
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Vaugoin erklabe ,dass seine Partei aus den Nichttesinahme ihrer
Vertreter be den Lohnverhandlungendie Konsequenzendahin

lange und Lebensinteressen mit uns gemeinsam mit zu vertreten ,dann
könnenwir vondieser Erklärungnur mit BedauernKenntnisnehmen .Kationbedingt sohin aucheinen Unterschiedin derBezahlung.
ohneaberunsernwiedergoltgekenntzeichnetenStandpunktin dieserDerReferentverteidigtweiterdieEinführungdesPräntensystaam
Frage abzuändern GR .Vaugoin hat auch die Finanzgrundlagen der
Berechnungen bemängelt und behzuptet ,dass aus den städtischen Un -den bei den privaten Bestattungen geltenden reinen Akkortsystem

ternehmungen ,insbesondere aus der Strassenbahnen ,den Gas -un

zettige Belastung der Bevölkerungmit den erhöhten Tarifennicht
netwendig wäre .In meinem Referat ist klar und deutlich nachgewie .Abwickelung der Leichenbegängnisse zu bewirken .Bezüglich des

sen ,dass auch nach der neuen Lohnregulferung und mitden durchge -Bergarbeitervertrages habe GR .Vaugoin das Ausmass der den Ar - ¬

führtenTariferhöhungenbei derStrassenbahnsichnochimmerein

Vaugoin errechnete Ersparnis von 50 Millionen bei der gleitenden
Zulageberuhtauf irrigen Voraussetzungen.Ich will gernedefürein
treten ,dass Kollege Vaugein ,die von ih errechneten Ueberschüsse

am Ende des Verwaltungsjahres ausbezahlt bekommt ,wenn er sich

verpflichtet die etwa resultierenden Defizite zu decken .Neuerdings

kann ich nur meine Ueberzeugung aussprechen ,dass der Strassenbahn¬
fahrpreisvon5KderMindesteist ,womitmanrechnenmusste.EigentvorkommenAberdasWortMartiriumscheintnichtbegründetzusein
lich wäre ein viel höherer Tarif festzusetzen gewesenund wirhaben

das Defizit ,das infolge der Festsetzung des Fünfkronentarifes sich

der Debatte gefallenen Aeusserungen erklärt der Referent ,dass die

Gemeindevrerwaltung beidem Lohnvertrag eine Steigerung der Ar - ¬
beitsleistung zu erwirken strebe ,dass sie diesen Grundsatz weiter - ¬

hin befolgen werde .Gerade die Christlichsczialen treten immer

für eine Steigerung der Arbeitsleistung ein und es werde der Mehr¬

heit nur sehr erwünscht sein ,wenn sie bei diesem gewiss nicht papu¬

lären Beginnen von der Minorität unterstützt werden Gegenüberdem
christlichsozialenNichtbeiziehung

von Vertretern der/GewerkschaftGR .Haider wegen

zu den Kollekttvverhandlungen bemerkt der Referent ,es sei nicht

Schuld der Sozialdemokraten ,wenn sie christlichsozialen Organisa¬
tionen nicht jene Stärke aufweisen ,die ihnen im Hauptausschusse

einigen Rednerneine Vertretung verbürgt .Die von

besonders den Gemeinderätinnen Walter und Gärtner bemängelte Un¬

gleichheit der Löhne für männliche und weibliche Arbeitskräfte
sei in dem Unterschiede der Arbeitsleistung begründet .Gewisse
Arbeitøkategorien ,wo männliche und weibliche Kräfte scheinbar
dieselben Obliegenheiten versehen ,können nicht gleichmässig ent - ¬
Johnt werden ,weil hier ein Untersehied in der Qualifikation und

ein männlicher Telefonist nicht nur den rein mechanischen Dienst .

sondern hat auch gewisse Bienstliche Aus ünfte zu geben und Auf¬

gaben zu erfüllen ,die ihm dienstlich höher qualifizieren .

zichen könnte ,dass sie auch nicht bereit sein würde ,wichtige Be -Während die Telefonistin sich auf die einfache meachnaische Her¬

stellung der Anschlüsse beschränkt .Der Unterschied derQualifi¬

bei der städtischen Leichenbestattungsunernehmung ,dass jedenfalls

weitaus vorzuziehen sei .Das Trinkgelderwesen ,das bei denBe¬

Elektrizitätswerken Gewinneherauszuholenwärenunddass die der gräbnissen ungemeinpietätlos wirke ,wurdeabgeschafft ,DerHaupt
grund für die Einführung des Prämiensystems war eine raschere

beitern bewilligten Kohlendeputate mit 9 Meterzentnern imMonate

Defizitvonüber200MillionenergebenwerdeDievomGemeinderatbeanständet.Mandürfeabernichtvergesen,dassderHeizwertderHezwertes 90Zillingsdorfer Kohle kaun die Hälfte des
2

vollwertiger Steinkohle beträgt .
Die Kollegen Haider und Untermüller haben über dieHandhabung2

des Koalitionsrechtes ,die bekanntenSchwerdenvorgebracht. 2
2

Esmusszugegebenwerden ,dassin denstädtischenBetriebenZusammen
stösse zwischenAnhängernverschiedenerpolitischerRichtungen

00

Aberwennmanschondas WortMartiriumgelten lässt ,mussmanan -
dererseitsauchdasWortProvokationgeltenlassen ,undichmöchte

ergibt ,nurinderErkenntnisaufunsgenommen,dassdieBevölkerungdenWunschaussprechen,dassdaseineunddasandereausdenstädti
eine stärkere Belastung nicht ertragen könnte .Gegenüber weiteren in schen Betrieben wi fallen mögen .Herr Kollege Untermüller hat auchdietatsächlichvorhandenestarkeUeberbürdungin einzelnenAbtei-

00lungen der städtischen Elektrizitätswerke behandelt ,Es wurdeüber
Wunschder Angestelltenein Abbauvorgenommenundhat diefersonal-¬
vertretung selbst eingesehenundzugestimmt ,dass dieUeberstunden-¬
arbet geleistet werde .Ich bedauere es ,uenn Krankhettsfälle zurück

zuführensind ,ich werdemicherkundigenundkannderHoffnung
Ausdruckgeben ,dass diese Ueberarbeitungnicht mehrlangeandauem
wirdunddasssolcheZuständein Zukunftmöglichstverhindertwerder

Wasden Vorfall bezüglichdes Karenzurlaubesbetrifft ,stehe ichnie
nicht an zu erklären ,wenndie Untersuchungergibt ,dass eineVer¬

letzung der Dienstordnungvorliegt ,werdeichverlangen ,
dassdieser Fall nuerlichver die Parsonalkommissiongebrachtwerde
Bezüglich der Vorfälle in Simmering werde ich veranlassen ,dass
der Bericht demHerrn Kollegen Untermüller zugestellt werdeBe- ¬
züglichdes Antragesdes HerrnKollegenWaldsammöchteichbitten ,
dass er der geschöftsordnungsmässigenBehandlungzugeführtwerde .
DieBehauptungdesHerrnKollegenDopplerbezüglichdesPersnal-¬
abbaues bei der Leichenbestattung ist richtig ;doch ich habe

jene
im Effekt der Leistunggemachtwerdenmüsse .Beispielsweiseversieht michbemühtdabei menschlichenFormenhineigeringen ,

die wir alle als richtig anerkennen .Auf die Meinung derFrau
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NacheinemBerichtedes StR .Speiserwerdendie vonihmge¬
stelltenAnträgebetreffendeinenVorschussandieAngestellten
der Leichenbestattungunddie Erhöhungder Ueberstundengbühren
ndieAngestelltenderLagerhäusergenehmigt.

NacheinemAntragedesVB.EmmerlingwirdderAbabevonzwei
alten Dampfmaschinenaggregatendes KraftwerkesEmgerthstrassezu- ¬

gestimmt .

StR .Breitner( Soz .Dem)berichtetüberdie Gewährungeines
Kreditesvon500. 000KzufAdaptierungeninNotwohnungen.Dieser
KreditwirdunterderBedingunggenehmigt,dassdieAdaptierungen
sich auf das Mindestmassder Herstellungenzu beschränkenhaben
unddaßdieParteien ,soweiis möglichist ,zurMittragungder
auflaufendenKosten ,sei es durchPauschalzahlung ,sei es inMiet-¬und dass auch der Staat einen gleichen BetragleistetEnsRornherengezogenwerden/ indenAntragewirdsuchsusgegro¬

chen ,dassdieGemeindenachwievoraufihrenderStaatsregierung
bereitsbekenntenStandpunktbeharrt ,dassdie Kostenfürdiese
HerstellungserbeitenzurGänzevomStaatzutragenbezw,andieGe-¬
meinderückzuersetzensind .DerKreditwirdbiszum30 .Juni. J.
zur Verfügung gestellt .

GRin .Kurzbauer( chr .søz )wünscht,dassdieParteiennach
festen Bezügen zur Mittragung der Adpatierungskosten herangezo - ¬

genwerdenundstellt einenAntragdahingehend ,dass dieInhaber
vonKleinwohnungeninsefernegegendieMietzinsabgalegeschützt
werden ,dassbeieinerbewilligtenSteigerungdesZinses ,wodurch
dieuntersteGrenzevon900Kjährlicherreichtoderüberschritten
ird ,die Mietzinsabgabenichtzu leistenhabe.

GR .Roth( chr .soz . )sagt ,dass die GemeindevondenWohnungs-¬
inhebernin vonderGemeindeadaptiertenHäuserndderBaraken
keinEntgeltfür Adaptierungenverlangendürfe ,da dieseiner
Steuerhinterziehunggleichbedeutendsei

GR .Beermann( Soz .Hem . )sagt ,dass die GemeindedieAdaptierung
kestenaufsichnimmt,umWohnungenzuschaffen.DieGemeindebezw
dieWohnungszuweisungskommissionenwerdendieLeistungsfähigkeit
der WohnungssuchendenParteiennatürlichnicht als Bedingungauf-¬
stellen senderndie Partei wirdnurdannetwasbeitragen ,wenn
ie sich in der Lage hiezu findet .Dagegen sei nichts zu sagen und

dassei auchkeineSteuerhinterziehungDieserKreditvoneinerMil-¬
liené .sagebei dergroßenWohnungsnotfast garnichst .Esmüsseer¬
klärtwerden ,daßderStaatsichseinerPflichtengegenüberWien
bewusstsmseinunddarnachhandelnmuss.SchöneRedensærteninder
Nationalversammlunghelfendagarnichts .WienbrauchtzurLinderung
derWohnungsnotdenAufbauvonWohnungenundsolangedasnichtge-¬
schehenkann ,mussderStaatsichseinerPflichtbewusstsein .

StR .Breitner erklärt inseinemSchlußwert ,daß veneiner
Steuerhinterziehung keine Rede sein könne ,was ja keinen Sinn hät -

te ,weil die Gemeinde selbst der Steuerempfänger ist ;dies könne
auch dem Staate gegenüber nicht in Betracht kommen ,de der Staat

an der Sachebeteiligt ist .Es sei die ZahlungeinesBeitrages
zu den Adaptierungskosten im ja keine Bedingung .Allerdings köme
er nicht verstehen ,dass der Staat besondersgeschentwerdensolle ,
da er doch eine ganze Reihe von Möglichkeiten habe ,die er ausnüt
zen könne .Wenner dies nicht tue ,sei das seineSchuld .

Bei der Abstimmungwird dem Referentenantrag zugestimmtder
AntragKurzbauerder geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewie-¬

sen

Breitner( soz . - DemlegteineResolutionGR
vor ,an das BundesministeriumdesInnern , die be¬

zweckt ,eine Erhöhung der Steuereinhebungsgebühren und der Ver - ¬
ugszinsen zu bewirken ,über deren Inhalt bereits ausführlich be¬

richtet wurde .Nachausführlicher Begründungwird dasBundes¬
ministerium für Finanzen ersucht ehestens eine Vorlage anden
Nationalrat wegenErhöhungder ExekutionsgebührenundVerzugszin¬

sen für das Verwaltungsgebiet Wienauszuarbei n und zudiesn
Vorarbeiten Vertreter der GemeindeWienheranzuziehen .DerReferent
bittet umAnnahmederResolution .

GR.Breuer(christlichsotial)stelltdenAntragnichtnurdie
Vertreter der GemeindeWien ,sondernauchdie in Fragekemmenden
Korporationenherannuziehen .

GR .Deppler ( christlichsozial )spricht in ausführlicher Weise
zu den vogeschlagenenResolution und fragt amSchlusseseinerAus¬
führungendenReferenten ,wases mit denGerüchtenübereinege- ¬
blante Zusammenlegungdes Exekutionsdeenstes mit demSteuer - ¬
dienste undmit der geplantenErrichtungeinerFeilbietungshalle
für eine Bewandtnishabe .

Der Referent Breitner bemerkt in seinem Schlußworte ,es sei
merkwürdig ,daßbei BesprechungsäumigerSteuerzahlungensichsofort
ein Vertreter des Gewerbes melde .Es könne sich doch hier um :

viele Steuernhandeln ,die demGewerbestandegar nichtzusammen
hängen .Gewissgehe/einerAnzahlGewerbetreibendenschlecht ,viele
aber sind in die Klassender Besitzendenaufgestiegen .Undgerade

diejenigen ,welcheleichtSteuernzahlenkönnten ,sinddiesäumig-¬
sten .WenndasWeVemSteuerstreikauffliegt ,könnemansichnicht
wundern ,dass die Anzahl der Exkeutiensmahnungen zunimmt .Eingre - ¬

Ger der Mahnungensind auf Leute gemünzt ,die durchaus niht zahlungs
unfähig sind ,also keiner besondern Rücksicht bedürfen .DerRe- ¬
ferent bezeichnet die vomGR .Doppler erwähnten Gerüchte übereine
gplante Zusammenlegungdes Exkeutionsdienstesmit demSteuerdienste
und mit der geplanten Errichtung einer Feilbietungshalle als un- ¬
richtig undverweistdarauf ,dass geradedie besitzendenSchichten
in der Steuerzahlungmit schlechtenBeispiel vorangehen ,während
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GR .Erbozxner( Soz. - Dem. )berichtetüberdie Bewilligungeiner
Subventionvon75 . 000Kronenan denVereinZentralbivliothek .

Gn .Untermüller( christlichsozial )sagt ,dass einähnlicher
vorgeschlagensderVerein wied der zurSubventien

Verein Volkslesehalle sei ,der keine Subvention bekommenhabe ,viel - ¬
gewesenerleichtweilanseinerSpitzeeinchristlichsozialerSemeinderat

steht Er wünscht ,dassauchdinserVereinberücksichtigtwerde
NacheinemSchlusswortedesReferentenwirddieSubvention

bewilligt .
DerVorsitzendeteilt mit ,dassPost11 ,Sicherstellungder

Kanalräumerarbiten für das Jahr Pizl von der Tagesordnungabge - ¬
setzt wurde .

GR .Siegel ( Soz. - Dem. )erichtet überdie Fortsetzungder
Bauarbeitendes Liesingtal -Sammelkanales .ZurDeckungderMehr¬
kosten ,zur VollendungdesPaulosesII sei als 20Zigereitrag
derGemeindeein vorläufigerBetragvon433. 000Kronanzubewil¬

ligen .
GR .Rotter ( christlichsozial )führt aus ,dass von der 28 . 6

kmlangenKanalstreckebisjetztnur6kmausgetautseien.
DerReferentbetont in seinemSchlussworte ,dass erseltst

alles tunwerde ,umdieAngelegenheitendlichin einrascheres
Tempozubfingen . -SeineAnträgewerdensodanngenehnigt.

StR .Siegel ( Soz =Dem. )referiert über die Bewilligung eines Zu¬

schusskredites von 2 Millionen Kronanzur RäummdLanäle und
SenkgrubenimWienerGemeindegebtet .Er weist darauf hin ,dassbei
Ausschreibung dieser Arbeit zwei Offerte ,das eine von der Kanal

räumergenossenschaftmit einemBetragvon58 MillionenKronenfür
dasJahr ,dasanderevonderArbeitsgenossenschaftderKanalräumer
mit einemBetrag von 40 Millionen Kronenfür das Jahreingelangt
seien .Die Gemeindehabe sich daher selbstverständlich dafürent - ¬
schtedendie Arbeitender Arbeitsgemeinschaftzu übertragen .Die
genannten Beträge zeigen ,dass auch auf diesem Gebiete eine ge¬
waltige Steigerung der Ausgabenentstanden ist ,wofürdieBedeckung
gefundenwerdenmüsse.InersterLinieseiesdahernotwendig,den
beantragenZuschusskreditzubewilligen

CR .Reth ( chr .soz . )spricht über die ZuweisungderKanalräumer
arbeiten an eine Arbeitsgenossenschaft ,deren Offert wohl um10
Millionenbilliger war ,als das der GenossenschaftderGewerbetrei¬
benden .Diese10 Millienenseien aber bereits wettgemachtduchdas
heute abgesetzte Referat eines 10 Millionen Darlehens an dieAr- ¬
leitsgenossenschaft ,die nichteinmalüberdie notwendigenWerk¬
zeugeverfüge .RednerbeantragtzumSchlußdenWirksamkeitsbeginn
der neuenGebührerst mit 1 .Fetruar . J .festzusetzen .

GR .Rotter( chresoz . )protestiert gegendie neuerlicheErhöhung
derKanalräumergebühren,dieinnerhalbeinesJahresvon . 2%auf
33 %gestiegen sind .Er bespricht die gegenwärtigeKanalreinigung ,

die in ganzungenügenderWeisevoneiner sozialenArbeitsge¬
meinschaftdurchgeführtwerdensollte ,abernichtgeschieht .Trotz¬
demzahlt die Gemeindedieser Organisatien die Löhne ,wodurchdie

GemeindeeinenmonatlichenSchadenvonfast3MillionenKroneners
leidet



DerReferentführt in seinemSchlussworteaus ,dassmanden
redit von10Millionenfür dieArbeitsgemeinschaftvielleicht

gar nicht brauchenwerde ,weil eine Reihe von Meisternihre
GerätedieserGenossenschaftverkauft ,ein andererTeil mitihr
bereits sein Uebereinkemmenabgeschlessen habe .Aus diesemGrunde
seiauchdasbezgüglicheReferatvonderheutigenlagesordnungab¬

setztworden.
DerReferentenantragwirdsodannmitdemZusatzantragedes

GR .Rothangenommenunddie Sitzunggeschlossen.
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